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§  1 Einführung

I. Die Hochschulorganisation in der verwaltungsrechtlichen 
Systembildung

Hochschul- und Hochschulorganisationsrecht befi nden sich in einer Phase tief-
greifenden Umbruchs. Reformprozesse im Hochschulwesen sind gleichermaßen 
allgegenwärtig wie facettenreich und gewinnen, befördert durch die föderale Plu-
ralisierung und rechtliche Flexibilisierung, an Dynamik. Bei der angestoßenen 
Neuformierung der Organisationsstrukturen in der deutschen Hochschulland-
schaft handelt es sich nicht um nur ephemere Erscheinungen, sondern um struktu-
relle Verschiebungen in der Gesamttektonik. Prozesse einer fortschreitenden 
Ökonomisierung der Hochschulen und ein schleichender Rückzug des Staates in 
unterschiedlichen Formen aus der Hochschulorganisation haben einen Grad der 
Verstetigung erreicht, der zur Einschätzung veranlasste, die deutsche Hochschule 
stehe vor einem historischen Paradigmenwechsel, der sich als Abkehr vom traditi-
onsreichen idealistischen Bildungskonzept der Universität erweisen könne1. Ein 
grundlegender »Funktionswandel der Selbstverwaltung« gleichermaßen zum 
Nachteil individueller Wissenschaftsfreiheitsentfaltung wie tradierter kollegialer 
Hochschulstrukturen wird beklagt2. Die oftmals einem wechselnden Zeitgeist 
verhaftet bleibenden3, bisweilen von hektischem Aktionismus getrieben schei-
nenden Reformwellen, die über das Hochschulsystem hereinbrechen, lassen viel-
fach die unverzichtbare innere Kohärenz und systematische Konsequenz vermis-
sen. Das Hochschulorganisationsrecht droht in ein diffuses Agglomerat bereichs-
spezifi scher Sonderentwicklungen abzudriften und damit zugleich den Anschluss 
an die verwaltungsrechtswissenschaftlichen Diskurszusammenhänge zu verlieren 
bzw. unkritisch steuerungstheoretische oder ökonomische Modelle zu überneh-
men, ohne zuvor deren Verträglichkeit mit den Anforderungen grundrechtlich 
geschützter Freiheitsentfaltung des Einzelnen in Forschung und Lehre zu hinter-
fragen. Vonnöten sind daher heute mehr denn je eine dogmatische Strukturierung 
des Hochschulorganisationsrechts und seine Integration in die allgemeine verwal-
tungsrechtliche Systembildung.

1 W. Kahl, Hochschule und Staat, S.  114 f.; in eine ähnliche Richtung kritisch ferner C. D. 
Classen, in: Festschr. f. Thomas Oppermann, S.  857 (869 f.); W. Hoffacker, WissR 36 (2003), 92 
(103).

2 P. M. Huber, Staat und Wissenschaft, S.  14 ff.
3 Vgl. W. Kahl, Hochschule und Staat, S.  116.
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Das juristische System bezeichnet dabei »den inneren Zusammenhang, welcher 
alle Rechtsinstitute und Rechtsregeln zu einer Einheit verknüpft«4. Hier soll kei-
ner idealisierenden Vorstellung von einer »Einheit und Ordnung« des rechtlichen 
Systems5 das Wort geredet werden. Der dogmatisch arbeitende Jurist sieht sich 
fortwährend mit Systemlücken und -brüchen des positiven Rechts konfrontiert6. 
Angesichts der Fragmentierung, Flüchtigkeit und überstaatlichen Überformung 
des geltenden Rechts sowie der häufi gen (letztlich oft unvermeidlichen) Refl exi-
onsabstinenz punktueller Maßnahmegesetzgebung lässt sich gerade das Verwal-
tungsrecht nur begrenzt in materialisierte Einheitsbilder zwängen7. Nicht zuletzt 
die übergreifende Kodifi kationsdiskussion hat gerade dies noch einmal verdeut-
licht8. Ungeachtet dessen bildet die innere Systematisierung aber weiterhin das 
Rückgrat dogmatischer Verwaltungsrechtswissenschaft9. Ein »System der einzel-
nen Rechtsinstitute«10 ist zum wesentlichen Teil originäre Eigenleistung der Wis-
senschaft. Verwaltungsrechtswissenschaftliche Systematik ist kein statisches Ge-
bäude, das seine Rechtfertigung aus sich selbst oder einer imperativen Geltungs-
anordnung bezieht. Systematik ist in diesem Sinne weniger vorgegeben denn 
aufgegeben11: Die Rechtswissenschaft hat ihr System durch Konstruktion12 erst 
herzustellen und ist daher ein Vorgang »fortgesetzter Refl exion«, fortwährender 
Selbstvergewisserung und inhaltlicher Reproduktion13. Auftrag der Verwaltungs-
rechtswissenschaft ist keine bloße Systembeschreibung, sondern eine fortgesetzte, 
stets unvollendete und zur Selbstkorrektur fähige Systembildung. System ist mit 
anderen Worten nicht ein zu erkennender Gegenstand, der dem vorgefundenen 
positiven Recht bereits innewohnt, sondern das methodisch erst Herzustellende. 
Verwaltungsrechtliche Systemidee und verwaltungsrechtswissenschaftlicher For-
schungsauftrag sind hierdurch untrennbar miteinander verbunden.

4 F. K. von Savigny, System des heutigen römischen Rechts I, S.  214.
5 O. Bachof, VVDStRL 30 (1972), 193 (224).
6 Vgl. nur C.-W. Canaris, Systemdenken und Systembegriff, 2.  Aufl ., S.  111.
7 Frühzeitig kritisch E. Forsthoff, Rechtsfragen der leistenden Verwaltung, S.  52. Vgl. jüngst 

prononciert auch M. Jestaedt, Das mag in der Theorie richtig sein .  .  ., S.  82 f.
8 Siehe nur W. Kahl, in: W. Hoffmann-Riem/E. Schmidt-Aßmann, Verwaltungsverfahren 

und Verwaltungsverfahrensgesetz, S.  67 (98 ff.).
9 Vgl. T. von Danwitz, Verwaltungsrechtliches System und Europäische Integration, S.  25, 

27 ff.; F. Schoch, in: H. Schulze-Fielitz, Staatsrechtslehre als Wissenschaft, S.  177 (191 f.); 
G. Winkler, in: F. Ermarcora/ders./F. Koja/H. P. Rill/B.-C. Funk, Allgemeines Verwaltungs-
recht, S.  3 (14). Bereits der Begriff des Verwaltungsrechts (stellvertretend D. Ehlers, in: H.-U. 
Erichsen/ders., Allgemeines Verwaltungsrecht, 13.  Aufl ., §  3, Rn.  1 ff.; O. Mayer, Deutsches 
Verwaltungsrecht I, 3.  Aufl ., S.  13 ff.) ist Produkt einer wissenschaftlichen Systematisierungs-
leistung.

10 O. Mayer, Deutsches Verwaltungsrecht I, 3.  Aufl ., S.  21.
11 Vgl. C.-W. Canaris, Systemdenken und Systembegriff, 2.  Aufl ., S.  106.
12 Historisch gesehen wurden die konstruktiven Eigenleistungen der Wissenschaft bei der 

Systembildung noch stärker betont. Vgl. K. Quensel/H. Treiber, Rechtstheorie 33 (2002), 91 
(116 f.); T. Vesting, Rechtstheorie, Rn.  86, 90.

13 E. Schmidt-Aßmann, Das allgemeine Verwaltungsrecht als Ordnungsidee, 2.  Aufl ., S.  2.
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Auf diese wissenschaftlichen Eigenleistungen ist die Rechtsdogmatik auch dann 
angewiesen, wenn man die institutionelle, organisatorische und prozedurale Zer-
splitterung einer in ihrem hierarchischen Stufenbau vielschichtigen Rechtsord-
nung vor Augen hat14. Inhaltliche Diversifi kation, Akteursvielfalt, materiale Sys-
temabstinenz moderner Gesetzgebung und komplexe Verzahnung der Regelungs-
ebenen zwingen nachgerade dazu, das Dickicht des differenzierten positiven 
Rechts wissenschaftlich zu systematisieren, um vorgefundene Komplexität hand-
habbar zu machen sowie das mit der Pluralität der Akteure im Öffentlichen Recht 
verbundene Zufallselement in der Rechtsanwendung zu reduzieren. Hauptanwen-
dungsfelder rechtlicher Systembildung liegen dabei nicht in erster Linie in der 
Durchdringung großer Kodifi kationen, die ihrerseits in der Regel bereits das poli-
tische Produkt vorausgegangener Systematisierungsleistungen und daher in ten-
denziell geringerem Maße auf zusätzliche wissenschaftliche Systematisierungs-
leistungen angewiesen sind, sondern in der Bewältigung von Rechtszersplitterung, 
Punktualität von Rechtserzeugung und -betrachtung sowie sektoraler Konturen-
armut durch wissenschaftliche Herausbildung übergreifender Ordnungsmuster. 
Zentrale Bedeutung hat hierbei die hierarchische Systemprägung durch höherran-
giges Recht (Art.  20 Abs.  3 GG)15, vorrangig durch die Verfassung, aber auch das 
europäische und internationale Recht. Auch wenn sich Rechtsinhalte in einer ins-
titutionell differenzierten und gestuften Rechtsordnung innerhalb der rechtsim-
manenten Grenzen (Bindung an das höherrangige Recht) kontingent bestimmen 
lassen, werden sie sich zudem schon aus praktischen Gründen, die aus den zu lö-
senden Sachproblemen und ihrer spezifi schen Wahrnehmung in der Zeit herrüh-
ren, im Regelfall nicht beliebig auseinanderentwickeln, sondern von zahlreichen 
Gemeinsamkeiten geprägt sein, die eine systematische Rechtswissenschaft aufzei-
gen kann und muss. Gesetzgeber mögen auf parallele Problemlagen politisch un-
terschiedlich reagieren. Dann lassen sich aber unterschiedliche Regelungskonzepte 
zueinander in Relation setzen, mit anderen Worten systematisieren, ohne das hier-
aus entstehende System im Sinne auch materialer Einheit zu hypostasieren.

Systembildung im Verwaltungsrecht erfüllt vor diesem Hintergrund unter-
schiedliche Funktionen16: Sie dient der Entlastung der Rechtspraxis, indem sie fort-
während ähnliche Rechtsfragen von ihrem Fallbezug löst, auf eine abstraktere 
Ebene hebt und dadurch allgemeine rechtsstaatliche Konturen erzeugt17, die der 
administrativen Fallanwendung zur Verfügung stehen und die Durchdringung 

14 So der prinzipielle Einwand gegen Systembildung als Ziel rechtswissenschaftlicher Arbeit 
bei O. Lepsius, in: M. Jestaedt/ders., Rechtswissenschaftstheorie, S.  1 (36 ff.).

15 Vgl. auch C. Bumke, Relative Rechtswidrigkeit, S.  250.
16 Grundlegend E. Schmidt-Aßmann, Das allgemeine Verwaltungsrecht als Ordnungsidee, 

2.  Aufl ., S.  4 ff. Siehe ferner F. Ossenbühl, Die Verwaltung 32 (1999), 97; F. Schoch, in: J. Isensee/P. 
Kirchhof, HStR III, §  37, Rn.  121; ders., in: H. Schulze-Fielitz, Staatsrechtslehre als Wissen-
schaft, S.  177 (191 f.); R. Stober, in: Festschr. f. Bartlsperger, S.  599 (602 f.); in diesem Sinne ferner 
J. H. Klement, Verantwortung, S.  38 f.

17 Siehe explizit für allgemeine Rechtsgrundsätze des Verwaltungsrechts F. Ossenbühl, in: 
Festg. 50 Jahre BVerwG, S.  289 (291 ff.).
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des Rechtsstoffs sowie das Entscheiden erleichtern. Systembildung dient durch Be-
reitstellung allgemeiner Institute und Theorieangebote18 ferner der Rechtsdogma-
tik, die das bestehende System des Verwaltungsrechts zur Gewinnung abgeleiteter 
Lehrsätze nutzt, aber auch im Wechselspiel zwischen Behörden, Gerichten und 
Wissenschaft mitbestimmt sowie kontinuierlich über den Einzelfall hinaus gene-
ralisierend fortbildet. Der Systemgedanke nutzt kurzum »die Speicher- und Ent-
lastungswirkung für die praktische Entscheidungsfi ndung und für die theoretische 
Stoffvermittlung«19. Der Systemgedanke, wenn auch nicht die strikt auf das posi-
tive Recht bezogene Rechtsdogmatik20, gibt schließlich auch der Rechtspolitik 
»Konsistenzmaßstäbe«21, Halt und Orientierung bei der systematischen Fortent-
wicklung des geltenden Rechts22, indem politischen Entscheidungen ein allge-
meines Ordnungssystem als Projektionsfl äche für Neuerungen zur Verfügung 
gestellt wird, aber auch die Rechtswissenschaft über die Interpretation des gelten-
den Rechts hinaus auf Systembrüche oder Fehlentwicklungen im normativen Be-
zugssystem hinweist. Rechtswissenschaft betreibt dann Rechtspolitik mit wissen-
schaftlichem Anspruch23.

Der Systemgedanke im Verwaltungsrecht ist Ausdruck übergreifender Einheits-
bildung. Er zielt daher unausweichlich auf Abstraktion, Generalisierung und da-
mit das verbindende Allgemeine, das sich vom Detailreichtum besonderer Fach-
rechtsdogmatik abhebt. Dennoch ist das Besondere Verwaltungsrecht24 mehr als 
ein bloßer Rezipient allgemeiner Institute, Dogmen und Deutungsversuche. Es ist 
auch Quelle der Referenzgebiete, die ihre prägenden Abdrücke im verwaltungs-
rechtlichen System hinterlassen. Referenzgebiete sind solche Bereiche des Beson-
deren Verwaltungsrechts, die modellbildend das Material und die Beispiele für 
systembildende Aussagen des Allgemeinen Verwaltungsrechts bereitstellen25. 
Identifi kation, Analyse und Integration geeigneter Referenzgebiete in das dogma-
tische System des Verwaltungsrechts sind entscheidende Aufgaben moderner Ver-

18 Vgl. auch W. Brohm, VVDStRL 30 (1972), 245 (246).
19 E. Schmidt-Aßmann, VBlBW 1988, 381 (382).
20 W. Brohm, VVDStRL 30 (1972), 245 (251 f.); M. Jestaedt, Das mag in der Theorie richtig 

sein .  .  ., S.  81 ff.; M. Pöcker, Rechtstheorie 37 (2006), 151 (155 f., mit einem Gegenmodell 166 ff.); 
B. Schlink, JZ 2007, 157 (162); H. Schulze-Fielitz, Theorie und Praxis parlamentarischer Gesetz-
gebung, S.  524 f.

21 H. Schulze-Fielitz, in: ders., Staatsrechtslehre als Wissenschaft, S.  11 (20).
22 C.-W. Canaris, Systemdenken und Systembegriff, 2.  Aufl ., S.  97 f.; E. Schmidt-Aßmann, 

Das allgemeine Verwaltungsrecht als Ordnungsidee, 2.  Aufl ., S.  5. Siehe bereits F. K. von Savigny, 
System des heutigen römischen Rechts I, S.  214. Zum (praktisch nicht seltenen) Fall einer Nach-
führung der Gesetzgebung gegenüber systematischer richterlicher Dogmenbildung siehe F. Os-
senbühl, in: Festg. 50 Jahre BVerwG, S.  289 (296).

23 Vgl. M. Jestaedt, Das mag in der Theorie richtig sein .  .  ., S.  87; C. Möllers, in: M. Jestaedt/O. 
Lepsius, Rechtswissenschaftstheorie, S.  151 (163).

24 Zum Begriff D. Ehlers, in: H.-U. Erichsen/ders., Allgemeines Verwaltungsrecht, 13.  Aufl ., 
§  3, Rn.  9, der hierunter »das Recht der einzelnen Tätigkeitsbereiche der Verwaltung« fasst.

25 Grundlegend E. Schmidt-Aßmann, Das allgemeine Verwaltungsrecht als Ordnungsidee, 
2.  Aufl ., S.  8.
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waltungsrechtswissenschaft26. Auch bereichsspezifi sche Sonderentwicklungen 
lassen sich hierdurch transparent und leichter erklärbar machen27, können aber ge-
rade auch durch Kontrastierung zur Vergewisserung über allgemeine Dogmen 
beitragen. Referenzgebiete erbringen für eine systematische Verwaltungsrechts-
wissenschaft unverzichtbare Leistungen, allgemeine verwaltungsrechtliche Dog-
men anhand konkreter Verwaltungszwecke zu erproben und mit der Verwaltungs-
praxis zu konfrontieren28.

Allgemeines und Besonderes Verwaltungsrecht stehen daher in einer ständigen 
osmotischen Austauschbeziehung29, die den Blick zwischen abstrakter Systement-
scheidung und konkreten Verwaltungsaufgaben30, wissenschaftlicher Dogmenbil-
dung und Fallpraxis, Generalisierung und Spezifi zierung31 hin und her wandern 
lässt. Auch soweit das Besondere Verwaltungsrecht bereichsspezifi sche Dogma-
tiken ausgeformt hat, müssen sich diese einerseits gegenüber »der Idee des Allge-
meinen rechtfertigen«32, schon um angesichts des zentrifugal wirkenden Bemü-
hens, fl üchtige »Regelungsgegenstände problemadäquat und sachnah zu erfassen«, 
auch den »Risiken übermäßiger Heterogenität« entgegenzuwirken33. Wenn allge-
meine Lehren der »Disziplinierung von Sonderinteressen« dienen34, so ist es ande-
rerseits das besondere Fachrecht, das die allgemeine Dogmenbildung vor einer 
hypertrophen Abstraktion und Übertheoretisierung bewahren sowie einer schlei-
chenden Ablösung verwaltungsrechtswissenschaftlicher Diskurse vom positiven 
Recht entgegensteuern muss. Die Formung abstrakter verwaltungsrechtlicher 
Aussagen zu einem operablen dogmatischen System ist ein Prozess fortwährender 
Konkretisierung unter dem Einfl uss fallbezogen verfügbar werdender Konfl ikte 
und wechselseitiger Anstöße durch Rechtswissenschaft und Rechtspraxis35. Fall-
bezogene dogmatische Konkretisierung fi ndet aber vornehmlich im jeweiligen 
Fachrecht mit seinen problemspezifi sch aggregierten Interessenkonfl ikten und 
korrespondierenden Lösungsangeboten statt36. Die allgemeinen Begriffe und Ins-
titute sind daher einer fortwährenden Überprüfung zu unterziehen und gegebe-

26 E. Schmidt-Aßmann, Das allgemeine Verwaltungsrecht als Ordnungsidee, 2.  Aufl ., S.  9. 
Siehe im Anschluss ferner W. Hoffmann-Riem, in: ders./E. Schmidt-Aßmann, Innovation und 
Flexibilität des Verwaltungshandelns, S.  9 (16); C. Möllers, in: W. Hoffmann-Riem/E. Schmidt-
Aßmann/A. Voßkuhle, GVwR I, §  3, Rn.  53; M. Schmidt-Preuß, in: Festschr. f. Hartmut Maurer, 
S.  777 (779); H. Schulze-Fielitz, Die Verwaltung 26 (1994), 277 (278).

27 H. Schulze-Fielitz, Die Verwaltung 26 (1994), 277.
28 E. Schmidt-Aßmann, Das allgemeine Verwaltungsrecht als Ordnungsidee, 2.  Aufl ., S.  8 f.
29 Vgl. auch M. Schmidt-Preuß, in: Festschr. f. Hartmut Maurer, S.  777 (780 f.).
30 Vgl. R. Wahl, in: W. Hoffmann-Riem/E. Schmidt-Aßmann, Reform des Allgemeinen Ver-

waltungsrechts, S.  177 (180 ff.).
31 Vgl. auch C.-W. Canaris, Systemdenken und Systembegriff, 2.  Aufl ., S.  90: »dialektischer 

Prozeß wechselseitiger Sinnerhellung«.
32 W. Brohm, Strukturen der Wirtschaftsverwaltung, S.  225; E. Schmidt-Aßmann, Das allge-

meine Verwaltungsrecht als Ordnungsidee, 2.  Aufl ., S.  10.
33 M. Schmidt-Preuß, in: Festschr. f. Hartmut Maurer, S.  777.
34 E. Schmidt-Aßmann, Das allgemeine Verwaltungsrecht als Ordnungsidee, 2.  Aufl ., S.  7.
35 In diesem Sinne R. Breuer, in: Festg. 50 Jahre Bundesverwaltungsgericht, S.  223 (227).
36 Dies betont auch T. Vesting, Prozedurales Rundfunkrecht, S.  103.


